PAGE  
10

Sozialpolitische Abteilung






Oktober 2021
Sitzung des Ausschusses für Arbeit und Arbeitsmarkt
am 29. Oktober, 14.00 – 15:20 Uhr
- Ergebnisprotokoll -

Anwesend:
Wolfgang Birbamer (Vors), Alois Freitag, Manfred Anderle, Martin 
Lehrner, Mag Dr David Mum, Nicolai Wohlmuth, Ingeborg Formann, 
Roman Brunner, Gabriele Mraszek, Mag Vera Koller, Oliver Jonischkeit, Gertraud Wondrak, Mag Elke Niederl, Mag Alexander Miklautz, Mag Bernhard Achitz, Sonja Freitag
Entschuldigt:
Mag Michael Aichinger, Karl Dürtscher, Werner Krachler, Heinz 
Rammel, Yvonne Rychly, Toni Steinmetz, Oswald Rosenits, Andreas 
Gollner, Michael Oberlechner, Selma Schacht, Lazhar Nafati, Linda 
Lindinger
vom Büro:
Martina Chlestil, Adi Buxbaum, Silvia Hruška-Frank, Alexander Heider, Gernot Mitter, Hannah Czernohorszky, Sabine Jovic
Tagesordnung:
  1. Genehmigung des letzten Ausschussprotokolls vom 30.6.2021, 
      Genehmigung der Tagesordnung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
  2. Schwerpunktthema „Beschäftigte in geschützten Werkstätten und Tages-
      strukturen“ 
      Einführung in das Thema und die bisherige Beschlusslage der 
      AK Wien durch Martina Chlestil, Abteilung Sozialpolitik
      Referate der ExpertInnen zum Thema und anschließende Diskussion:

 Mag.a Elke Niederl (stellvertretende Behindertenanwältin in Vertretung
 für Behindertenanwalt Dr Hansjörg Hofer)



 Mag Alexander Miklautz (Gruppen- und Abteilungsleiter BMSGPK)


 Mag Bernhard Achitz (Volksanwalt)

    
3. Berichte des Büros (Stellungnahmen)
 
  4. Allfälliges

Der Ausschussvorsitzende Wolfgang Birbamer begrüßt die Mitglieder des Ausschusses, die 
eingeladenen Gäste und die VertreterInnen des Büros.
TOP 1 – Genehmigung des letzten Ausschussprotokolls vom 30.6.2021, 

Genehmigung der Tagesordnung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
Der Ausschussvorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest. Zum Protokoll der letzten 
Sitzung (30.6.2021) werden keine Einwendungen erhoben, die Tagesordnung wird genehmigt. 
TOP 2 – Schwerpunktthema „Beschäftigte in geschützten Werkstätten und Tagesstrukturen“
Der Vorsitzende begrüßt nochmals die ExpertInnen, die sich bereit erklärt haben, heute zum Thema „Beschäftigte in geschützten Werkstätten und Tagesstrukturen“ einen Input zu geben.
Frau Mag.a Elke Niederl, stellvertretende Behindertenanwältin in Vertretung für Behindertenanwalt Dr Hansjörg Hofer), Herrn Mag Alexander Miklautz, Gruppen- und Abteilungsleiter im Sozialministerium und Herrn Mag Bernhard Achitz, Volksanwalt.

Kollegin Martina Chlestil führt zu Beginn in das Thema ein: 
Es müssen endlich Verbesserungen für Beschäftigte in „Werkstätten“ („Tagesstrukturen“ oder „Beschäftigungstherapie“) umgesetzt werden. In früheren Regierungsprogrammen waren Verbesserungen va iZm besserer sozialversicherungsrechtlicher Absicherung vorgesehen. Das jetzige Regierungsprogramm 2020 – 2024 beinhaltet das Ziel „Lohn statt Taschengeld“. 
 Maßgebliche Verbesserungen sind eine langjährige Forderung der Behindertenanwaltschaft; es gibt einen Sonderbericht der Volksanwaltschaft aus dem Jahr 2019 „Keine Chance auf Arbeit – Die Realität von Menschen mit Behinderung“; das Sozialministerium lud zu „runden Tischen“, notwendige Verbesserungen sind auch Thema im neuen NAP Behinderung 2022 –2030.

Es sind rd 24.000 Menschen (ua aufgrund der Schwere ihrer Behinderung) in sogenannten „Tagesstrukturen“ beschäftigt. Diese Einrichtungen werden in der ausschließlichen Kompetenz der Länder angeboten.  Problematisch ist die (zum Teil auch sehr frühe) Feststellung der „Arbeitsunfähigkeit“, womit nicht mehr die Zuständigkeit des AMS, sondern der Länder (Sozialhilfe) gegeben ist. Die Tätigkeiten in den Werkstätten sind unterschiedlich – „arbeitsähnlich“ oder „Therapie“. Nach der Judikatur des OGH sind Menschen mit Behinderungen in Beschäftigungstherapie nicht als ArbeitnehmerInnen zu qualifizieren.

Zu unterscheiden sind die „Integrativen Betriebe“ nach § 11 Behinderteneinstellungsgesetz. Die dort beschäftigten begünstigen behinderten Menschen sind nach Kollektivvertrag entlohnt und voll sozialversichert. 
Seit 1.1.2011 sind die in Werkstätten tätigen Personen zumindest unfallversichert, aber sie haben keine Pensionsversicherung oder eigene Krankenversicherung und erhalten nur Taschengeld.
Der Artikel 27 der UN-Behindertenkonvention besagt, dass Menschen mit Behinderung das gleiche Recht auf Arbeit haben wie alle anderen Menschen. Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld sollen grundsätzlich offen, inklusiv und barrierefrei zugänglich sein und es wird ihnen die Möglichkeit geboten, einen angemessenen Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen.

Die AK unterstützt die diesbezüglichen Forderungen der Behindertenverbände, des Behindertenanwalts und der Volksanwaltschaft (siehe BAK-Stellungnahmen, Presseaussendungen, etc).

Die stellvertretende Behindertenanwältin Mag.a Elke Niederl führt aus:
Nach Ansicht der Behindertenanwaltschaft stellt die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen in den Werkstätten ohne eigene Sozialversicherung und nur mit Taschengeld eine Diskriminierung nach dem Behindertengleichstellungsrecht dar und verstößt gegen die Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention.  Der Zugang zur Arbeit, um den Lebensunterhalt selbst zu verdienen, muss für Menschen mit Behinderungen offen sein. 
Bei einigen Vereinen sind diese Personen zumindest zur Sozialversicherung angemeldet, aber meist nur für kurze Zeit. Die Menschen in den geschützten Werkstätten haben meist fixe Arbeitszeiten um die Arbeitsleistung zu erbringen, weil sie aber nicht als ArbeitnehmerInnen gelten, fallen sie aus allem raus, sie haben keine Krankenversicherung, keine Pension. 
Ein Beispiel aus der Beratungspraxis: Ein Vater hat die Ausbildung seiner Tochter – sie wollte Buchhalterin werden – selbst finanziert. Aufgrund ihrer Behinderung wurde sie als arbeitsunfähig eingestuft, daher hat sich das AMS als nicht zuständig erklärt. Jetzt ist sie Buchhalterin mit 20 Stunden Arbeitszeit, hat einen Anspruch auf Pension und ist krankenversichert.

Es muss etwas geändert werden, der Arbeitsmarkt muss inklusiv werden. Ein medizinisches Gutachten stellt fest, ob man arbeitsfähig ist oder nicht (PVA) – die UN-Behindertenrechts-konvention aber geht nicht von medizinischen Gutachten, sondern vom sozialen Modell aus: Es müssen Rahmenbedingungen und Unterstützungen geschaffen werden, damit alle Menschen mit Behinderung eine (bezahlte) Beschäftigung ausüben können. 

Bei Kindern in geschützten Werkstätten stellen sich viele Eltern die Frage, „Was passiert, wenn ich nicht mehr bin?“ Ansicht der Behindertenanwaltschaft: Eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ist möglich, wenn die Menschen sozialversichert sind und einen Anspruch auf Pension haben – ev durch einen Inklusionsfonds, wo Bund und Länder einzahlen. Es soll nicht sein, dass jemand nach der Pflichtschule durch ein medizinisches Gutachten als arbeitsunfähig erklärt wird, dann in geschützten Werkstätten arbeitet oder Sozialhilfe bezieht oder über die Eltern mitversichert ist. Wichtig ist: Die Qualifikationen der Menschen müssen ausgebaut und gefördert werden. Das wird auch im heurigen Tätigkeitsbericht der Behindertenanwaltschaft stehen.
Koll Wondrak fragt, ob, angesichts des immer stärker werdenden Druck auf dem ersten Arbeitsmarkt, mehr und schneller zu produzieren, das für Menschen mit Behinderung nicht zu stressig wäre? 

Koll Niederl merkt an, dass es auch bei einem inklusiven ersten Arbeitsmarkt Unterstützungsleistungen und Unterstützungsmaßnahmen trotzdem braucht. Zudem haben diese Menschen die Möglichkeit – sollte der Druck am Arbeitsmarkt zu groß sein – wieder zurück in die geschützten Werkstätten zu gehen.
Koll Buxbaum fragt wie es mit Transferleistungen, Pflegegeld, etc aussieht, wenn es ein Erwerbseinkommen gibt.

Das wird man sich lt Koll Niederl anschauen müssen. Wichtig ist, die Menschen sollen sozialversicherungsrechtlich voll abgesichert sein und arbeitsrechtliche Ansprüche (Urlaub, Krankenentgelt etc) haben. 
Kollege Alexander Miklautz berichtet, dass das Thema Beschäftigung von Menschen mit Behinderung für den Sozialminister ein großes Anliegen ist. Leider hat Corona diesem Thema nicht gutgetan, es gab aber besondere Förderungen, so etwa für Menschen mit Behinderungen in Kurzarbeit. Nächstes Jahr sollen 10 % – rd 315 Millionen Euro mehr für Förderungen zur Verfügung stehen. Die Maßnahmen sollen ausgebaut werden und „Lohn statt Taschengeld“ ist eines der zentralen vier Themen:
· Nationaler Aktionsplan Behinderung

· Persönliche Assistenz – selbstbestimmtes Leben

· Inklusionsfonds

· Lohn statt Taschengeld

Leider gibt es zu wenige Arbeitsplätze in „Integrativen Betrieben“. Letztes Jahr waren es 1.700 Arbeitsplätze, diese sollen auf 2.000 Arbeitsplätze ausgebaut werden. Es gab 140 Ausbildungsplätze, diese auf 200 Ausbildungsplätze aufgebaut werden sollen. Die Leistungen sollen allen Menschen zugutekommen, auch solchen, bei denen die Arbeitsunfähigkeit sehr früh diagnostiziert wurde.

2011 übernimmt der Bund die Unfallversicherung für Menschen in Werkstätten, dadurch gibt es jetzt vermehrt Daten: 26.000 Menschen wurden an einem Stichtag (mit Zu- und Abgängen ca rd 29.000) in geschützten Werkstätten beschäftigt, davon sind rd ein Drittel bis 30 Jahre, 60 % zwischen 30 und 60 Jahre und 7 % über 60 Jahr alt.

In fast jedem Regierungsprogramm kommt das Thema vor, im letzten ganz implizit. Die Absicherung ist ein zentrales Thema in Werkstätten/tagesstrukturierenden Einrichtungen. Denn auch die Angehörigen von Menschen mit Behinderungen haben wieder mehr berufliche Teilhabe, wenn sie ihre Familienmitglieder versorgt wissen. Zur Absicherung: Es leben etwa die erhöhte Familienbeihilfe und auch die Waisenpension wieder auf, wenn jemand auf den Arbeitsmarkt rausgeht und merkt, dass er es nicht schafft. Der Platz in einer Werkstätte geht nicht verloren und man kann auch wieder zurückkehren. Sehr wichtig dabei ist das angebotene Jugendcoaching, wo mit jungen Menschen ein Perspektivenplan erstellt wird, um sie fit für den Arbeitsmarkt zu machen. Es wird geschaut, ob es einen anderen Weg gibt oder wirklich eine Werkstatt die beste Lösung ist.
Die Umsetzung des Projekts „Lohn statt Taschengeld“ hat gemeinsam mit den Ländern und den Trägern zu erfolgen. Die Corona-Pandemie hat das gehemmt, die Bemühungen werden aber fortgesetzt. Ein Konzept wurde bereits zu Papier gebracht, im Bereich Sozialversicherung könnte in § 4 ASVG ein Sondertatbestand (vgl Lehrlinge, KrankenschülerInnen, …) auch für Menschen mit Behinderung geschaffen werden.
Es treten auch noch andere Fragen auf zB

· Höhe des Einkommens?
· Arbeitszeit?
· Was bedeutet das (Wechselwirkungen) für andere Unterstützungsleistungen (zB Rezeptgebühr, Heilbehelfe, etc)?
· Bekommt die Person Geld für ihre Arbeitsleistung? Was bedeutet das für Kostenbeiträge, die die Länder verlangen (für die Einrichtung, Betreuung und Verpflegung)?
· Es werden 150 Millionen Euro an Transferleistungen vom Bundes geleistet. Wie geht man damit um, wenn die Personen einen Lohn bekommen?
· Im Hinblick auf das sozialversicherungsrechtliche System, zB Pensionsansprüche – eine Verschiebung von der Sozialhilfe zum Bund hat eine finanzielle Dimension.

Ziel muss es jedenfalls sein, die Menschen aus den Werkstätten rauszubekommen. Es soll in Alternativen zu den Werkstätten investiert werden, auch Jobcaching etc (Netzwerk Berufliche Assistenzen) soll ausgebaut werden.

Kollege Bernhard Achitz berichtet, wie es dazu kommt, dass sich die Volksanwaltschaft mit diesem Thema beschäftigt. Die Volksanwaltschaft ist ua zuständig,
· für die Kontrolle der Handlungen von Verwaltungsbehörden und

· für präventive Menschenrechtskontrolle über Institutionen, wo Betreuung und Aufsicht erfolgt (zB Gefängnisse, Pflegeheime, Jugendwohlfahrtseinrichtungen und auch Behindertenwerkstätten). 

Der Menschenrechtsbegriff wird hier nicht sehr eng, sondern umfassend interpretiert. Es ist menschenrechtswidrig, wenn die UN-Behindertenrechtskonvention (gilt in Österreich seit 2008) nicht eingehalten wird. 

Es gibt Verwaltungs-Beschwerden über das AMS oder die Krankenversicherung. Über das AMS, weil Menschen mit Behinderung eine Ausbildung machen wollen und das AMS sagt, es ist nicht zuständig, weil die Person als arbeitsunfähig eingestuft ist. Hier kennt Koll Achitz auch einige Fälle, wo dann die Familie die Ausbildung selbst bezahlt hat (zB einer Gärtnerin/Floristin). Die Beschwerde über die Krankenversicherung war wegen einer schwerwiegenden Erkrankung und den dadurch entstandenen Kosten. Die Behörden haben beide gesetzeskonform (im Rahmen ihres Ermessensspielraums) gearbeitet. Oft kann die Volksanwaltschaft – motivierend durch eine Fernsehsendung – etwas bewirken, aber wenn das Verhalten der Behörde gesetzlich in Ordnung ist, dann tut sich auch die Volksanwaltschaft schwer. 
Daher muss die Regierung, die Parteien aufgefordert werden, etwas zu ändern.

Bei der Präventiven Menschenrechtskontrolle wurden Fälle an die Volksanwaltschaft herangetragen, dass Menschen in Behindertenheimen (Wohneinrichtungen), die erkrankt waren, trotzdem zum Arbeiten geschickt wurden, weil es zu wenig Personen für die Betreuung gegeben hat. Das Taschengeld, mit dem die Menschen mit Behinderung entlohnt werden, beträgt zwischen 50 und 100 Euro im Monat. Diese Menschen leisten aber verwertbare Arbeit.
Auf die Frage, wenn die Menschen Lohn bekommen, ob die Unterstützungsleistungen, die die Personen bekommen, wegfallen, sei gesagt, dass auch jetzt die Einrichtungen Teile des Pflegegeldes, der Waisenpension, etc bekommen.
Die Menschen sind nicht selbstbestimmt, sie haben keine Wahlmöglichkeit: Sie sind in Wohneinrichtungen, müssen tagsüber in die Werkstätten – haben aber keine Sozialversicherung und kein Entgelt, keinen Urlaub, können nicht in den Krankenstand gehen. Sie kommen nicht aus dem Heim raus, sie können ev zurück zu den Eltern.

Eine Mindestsicherung wäre auch nicht sinnvoll, weil sie trotzdem keinen Pensionsanspruch haben.  Teilweise arbeiten die Personen auch wenn sie schon 70 Jahre oder älter sind, weil sie keine Pension bekommen. Es gibt eine 100%-ige Erbschaftssteuer; dh, wenn die Kinder etwas von ihren Eltern erben, holt sich das Geld die Einrichtung (Ausschöpfen des privaten Vermögens). Das wurde von ExperInnen iRd Menschenrechtskontrolle festgestellt. Die Volksanwaltschaft hat das auch in ihren Berichten festgehalten. Es gibt dazu einen Sonderbericht aus 2019 (dem Protokoll beiliegend), mit Darstellungen, die kurz und knapp formuliert sind für die Politik und Journalisten. Dieser Sonderbericht wurde im Nationalrat, Bundesrat und in allen Landtagen präsentiert. Es gab gute Diskussionen dazu und der Bericht wurde positiv aufgenommen. 
Die große Schwierigkeit, die Umsetzung der geforderten Verbesserungen voranzubringen, liegt darin, dass einerseits der Bund, anderseits aber auch die Länder zuständig sind. Es ist ein hin und her und keiner tut was. Die Gruppe im Sozialministerium ist gut, aber wenn es so wie jetzt weitergeht, braucht es noch 20 Jahre bis sich etwas tut. 
Es gibt in Österreich keinen inklusiven Arbeitsmarkt. Anders in skandinavischen Ländern, hier werden diese Menschen vom Staat/der öffentlichen Hand unterstützt (zB durch Arbeitsassistenz), damit sie selbst Geld verdienen können. 
Die geleiteten Arbeiten in Werkstätten sind durchaus anspruchsvoll und werden sehr wohl von der Wirtschaft benötigt. Es werden zB

· 40 Stunden mit Schutzausrüstung Infektionsbestecke zusammengestellt,
· Schachteln für Sektflaschen werden gefalten,

· hunderte Bücher werden in Schutzfolien für die Büchereien verpackt,

· etc

Das sind keine Tätigkeiten, die die Wirtschaft nicht braucht. Das sind wirtschaftlich verwertbare Leistungen, nur die Werkstätten bezahlen das nicht. Es gibt keine Sozialversicherung. Die Menschen sind in einer Zwangssituation und das AMS ist nicht zuständig. 
Empfehlungen:

· Es muss die ursächliche Einstufung als „Arbeitsunfähig“ eingestellt werden. Es muss die Rest-Arbeitsfähigkeit mit Förderungen und Unterstützungen verwertet werden. Aber das kostet Geld. Betriebe sollen Menschen mit Behinderung beschäftigen, das bringt eine bessere Sozialgemeinschaft. 
· Es müssen dafür SV-Beiträge entrichtet werden. Ev kann man eine künstliche Bemessungsgrundlage für Beschäftigte in Werkstätten schaffen (Pauschale).

· Bei dem Modell „Lohn statt Taschengeld“ muss auch mitgedacht werden, wie es aussieht, wenn die Menschen krank sind, wie ist es mit Urlaub. Man muss sich auch die arbeitsrechtlichen Rahmenregelungen genau überlegen. 

Kollege Birbamer dankt den drei Vortragenden für ihre Inputs und fasst zusammen:

Wir müssen am Ball bleiben. Eine Inklusion muss stattfinden – im Sport gelingt es – in der Gesellschaft und im Arbeitsleben muss es auch gelingen.

Koll Mum merkt an, dass eine Generalforderung die Abschaffung der ursprünglichen Arbeitsunfähigkeit (im jungen Alter) sein muss. Keine Arbeitsunfähigkeit bis zum 24. Lebensjahr.

Die schon mehrfach im Ausschuss geforderte Personalaufstockung im AMS wird auch in diesem Fall wieder sichtbar und muss weiter vehement eingefordert werden.

TOP 3 – Berichte des Büros (Stellungnahmen)
Es gibt keine Wortmeldungen.
TOP 4 – Allfälliges
Die nächste Ausschusssitzung wird am 20.12.2021, vormittags stattfinden. Kollege Birbamer möchte die Teilnehmer des Ausschusses danach noch auf einen Weihnachtsmarkt zum Punsch einladen.
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, dankt der Vorsitzende und schließt die Sitzung.
Ende: 15:20 Uhr[image: image1.png]



